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EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

EU Européische Union

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

KdK Konferenz der Kantonsregierungen
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WG Waffengesetz
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IGS Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz

SBLV Schweizerischer Bauerinnen- und Landfrauenverband

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

DFJP Département fédéral de justice et police

UE Union européenne

UssS Union syndicale suisse

USAM Union suisse des arts et métiers
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ASA Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés

LArm Loi sur les armes

§SO Société Suisse des Officiers

CIT Communauté d'intérét du tir suisse

USPF Union suisse des paysannes et des femmes rurales

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
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ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



MOTION
DATUM: 14.09.2021
KARIN FRICK

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 02.03.2018
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Drei Tage nachdem die Schweizer Stimmbevélkerung am 7. Marz 2021 das E-ID-Gesetz
an der Urne verworfen hatte, reichten Verfechterinnen und Verfechter einer
staatlichen Losung aus allen politischen Lagern sechs gleichlautende Motionen flr eine
«vertrauenswiirdige staatliche E-ID» ein. Gerhard Andrey (gp, FR; Mo. 21.3124), Franz
Gruter (svp, LU; Mo. 21.3125), Min Li Marti (sp, ZH; Mo. 21.3126), Jérg Mader (glp, ZH; Mo.
21.3127), Simon Stadler (mitte, UR; Mo. 21.3128) sowie die FDP-Liberale-Fraktion (Mo.
21.3129) argumentierten Ubereinstimmend, die Volksabstimmung habe deutlich gezeigt,
dass sich die Bevolkerung eine E-ID wiinsche, aber deren Herausgabe und Betrieb nicht
privaten Unternehmen Uberlassen werden dirfe. Nur wenn der Staat daflr zustandig
sei, kénne die E-ID Vertrauen und Akzeptanz der Nutzerinnen und Nutzer geniessen.
Die Vorstosse enthielten demzufolge den Auftrag an den Bundesrat, eine staatliche E-ID
zu schaffen, die insbesondere die Grundsatze der «privacy by design», der
Datensparsamkeit und der dezentralen Datenspeicherung einhalten soll.

Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motionen. Bundesratin Karin Keller-Sutter
interpretierte das Abstimmungsresultat gleich wie die Motionarinnen und Motionéare
und erklarte, der Bundesrat wolle so rasch wie méglich einen neuen Vorschlag fur eine
E-ID prasentieren. Ende Mai habe er deshalb das EJPD bereits mit der Ausarbeitung
eines Grobkonzepts beauftragt. Die daraus resultierende Auslegeordnung
verschiedener staatlicher Loésungsanséatze befinde sich momentan in &ffentlicher
Konsultation. Basierend darauf wolle der Bundesrat voraussichtlich Mitte 2022 ein
neues E-ID-Gesetz in die Vernehmlassung schicken, fuhrte die EJPD-Chefin im
Nationalratsplenum aus.

Fur etwas Dissonanz in all dem Einklang sorgte Jean-Luc Addor (svp, VS), der die
Vorstosse bekampfte. Er sah den Ursprung des Misstrauens vonseiten der
Stimmbevélkerung nicht in der privatwirtschaftlichen Natur des abgelehnten
Vorschlags, weshalb es die falsche Schlussfolgerung sei, nun alles dem Staat Uberlassen
zu wollen. Auch die Zentralisierung und der Datenschutz seien wichtige Fragen flr die
Konzeption der E-ID. Erfahrungen hatten zudem gezeigt, dass der Bund auch kein
«unerschutterliches Vertrauen» bei der erfolgreichen Durchfihrung von IT-Projekten
geniesse. Ausserhalb seiner eigenen Fraktion verfing die Kritik Addors allerdings nicht.
Die grosse Kammer nahm die sechs Motionen in der Herbstsession 2021 mit 145 zu 39
Stimmen bei 7 Enthaltungen an. Ausser der SVP stimmten alle Fraktionen geschlossen
dafar. !

Innere Sicherheit

Als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands muss die Schweiz, ihres Zeichens
assoziiertes Schengen-Mitglied, die Anderung der EU-Waffenrichtlinie (2017/853)
Ubernehmen. Dazu muss die Bundesversammlung einerseits einen entsprechenden
volkerrechtlichen Vertrag (in Form eines Notenaustausches) genehmigen und
andererseits das Schweizer Waffengesetz anpassen, um die Anderungen im
Landesrecht umzusetzen. Fiir die Ubernahme und Umsetzung der EU-Richtlinie hat die
Schweiz bis am 31. Mai 2019 Zeit, sonst droht der Ausschluss aus den Abkommen von
Schengen und Dublin. Nachdem das diesbezugliche Vernehmlassungsverfahren kurz
nach Jahresbeginn abgeschlossen worden war, verabschiedete der Bundesrat Anfang
Marz 2018 seine Botschaft zur Genehmigung und Umsetzung der geanderten EU-
Waffenrichtlinie. Da sich ein Grossteil der in der Vernehmlassung gedusserten Kritik
eher auf die Vorgaben der Richtlinie als auf deren tatsachliche Umsetzung konzentriert
hatte und auch der Gestaltungsspielraum bei der Umsetzung praktisch ausgeschopft
worden war, weist der Entwurf zuhanden des Parlaments im Vergleich zur
Vernehmlassungsvorlage nur wenige Anpassungen auf. So sieht etwa Art. 33 Abs. 1Bst. a
WG vor, die Waffe von Sportschitzinnen und -schitzen zu beschlagnahmen und die
Strafverfolgung wegen unberechtigten Waffenbesitzes zu erdffnen, falls diese die
Auflage missachten, entweder die Mitgliedschaft in einem Schiessverein oder auf
andere Art den regelméassigen Gebrauch ihrer Feuerwaffe flir das sportliche Schiessen
zu belegen und diesen Nachweis nach funf und nach zehn Jahren zu wiederholen. Sei
der Erwerb der Waffe seinerzeit jedoch rechtmassig erfolgt, soll der betreffenden
Person mittels einer Erganzung von Art. 31 Abs. 2 WG die Moglichkeit gegeben werden,
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ein neues Gesuch fur eine Ausnahmebewilligung einzureichen oder die Waffe einer
berechtigten Person zu Ubertragen, um den strafrechtlichen Konsequenzen zu
entrinnen. Zu den wichtigsten Anderungen zahlt des Weiteren die Verlangerung der
Frist, innerhalb welcher der Besitz einer neu verbotenen Waffe vom kantonalen
Waffenblro bestatigt werden muss, von zwei auf drei Jahre, um die Arbeitslast fir die
Kantone besser zu verteilen. Ebenso wurde die Frist, innerhalb welcher die
Waffenhéandlerinnen und -handler den kantonalen Waffenblros Meldung Uber erfolgte
Transaktionen im Zusammenhang mit halbautomatischen Waffen erstatten mussen, von
zehn auf zwanzig Tage ausgedehnt. Damit blieben die zentralen Punkte der Vorlage
grosstenteils unangetastet. Halbautomatische Feuerwaffen werden von der Kategorie B
der bewilligungspflichtigen Waffen in die Kategorie A der verbotenen Waffen Uberfihrt,
wodurch sie zuklnftig nur noch mit einer Ausnahmebewilligung erworben werden
kénnen. Verschiedene Ausnahmetatbestande fur Sportschitzen, Waffensammlungen
und fur aktuelle Besitzerinnen und Besitzer von neu verbotenen Waffen sowie bei der
Ubernahme der Armeewaffe erméglichen jedoch weiterhin den Einsatz dieser Waffen
im schweizerischen Schiesswesen. Es sind weder medizinische oder psychologische
Tests noch die Einfihrung eines zentralen Waffenregisters vorgesehen. Hingegen
werden zur besseren Ruckverfolgbarkeit von Waffen die Markierungspflicht auf alle
wesentlichen Bestandteile von Feuerwaffen ausgedehnt und der Informationsaustausch
mit anderen Schengen-Staaten erweitert.

Schutzen- und Waffenkreise konnten der Vorlage nach wie vor nichts abgewinnen. Der
Bundesrat sei Uberhaupt nicht auf die ihrerseits in der Vernehmlassung geéusserten
Einwande eingegangen; der Gesetzesentwurf sei ein «Affront gegenltber den Schitzen»
und ein «Kniefall vor der EU», liess SVP-Nationalrat Werner Salzmann, Président des
Berner Schiesssportverbandes und Wortfuhrer der Gegner einer
Waffenrechtsverscharfung, in der Presse verlauten. Das Gesetz trage nichts dazu bei,
die Sicherheit in der Schweiz zu verbessern, stattdessen wiirden unbescholtene Blrger
plétzlich zu Besitzern von verbotenen Waffen gemacht. Das kdnne nicht akzeptiert
werden und falls das Parlament hier keine Kehrtwende vollziehe, misse das
Referendum ergriffen werden. Dass damit die Schweizer Beteiligung an
Schengen/Dublin aufs Spiel gesetzt werde, sei er sich bewusst, Schuld daran habe aber
der Bundesrat, weil er es versaumt habe, den Schitzen entgegenzukommen. Auch
ProTell befand den Vorschlag des Bundesrates fur inakzeptabel und klndigte das
Referendum an, falls er so vom Parlament verabschiedet wirde. Die Gesetzesanderung
sei ein «Misstrauensvotum gegen all jene Blrger, die Waffen besitzen», drickte es
ProTell-Generalsekretar Robin Udry gegenlber den Medien aus. Président ad interim
und SVP-Nationalrat Jean-Luc Addor (VS) stérte sich laut dem «Blick» daran, dass die
neuen Regeln vor allem ehrliche Waffenbesitzer trafen anstatt «Terroristen [...]1, die
sich Uber unsere Gesetze lustig machen.» Der Bundesrat zerstore damit das
traditionelle Vertrauen zwischen Burger und Staat. Auch er drohte mit dem
Referendum. Gemaéss einem vom Tages-Anzeiger zitierten Communiqué wolle auch die
SVP «alle unnotigen Verschéarfungen in unserem Waffengesetz entschieden
bekémpfen» und das Referendum unterstitzen, wurden die fraglichen Punkte vom
Parlament nicht verbessert.

Zufrieden mit dem bundesratlichen Entwurf zeigten sich unterdessen die Kantone,
deren Anliegen der Bundesrat auch Rechnung getragen hatte. Hans-Jurg Kaser,
Préasident der KKJPD, glaubte erst gar nicht, dass es den mit dem Referendum
drohenden Kritikern wirklich um die halbautomatischen Waffen gehe: «Diese Kritiker
sind gegen die EU und gegen alles Europaische wie Schengen», argwdhnte er in der
NZZ, das Schengen-Abkommen bringe der Schweiz jedoch viel Sicherheit und durfe
deshalb nicht «wegen einer pragmatischen Anpassung des Waffenrechts» gefahrdet
werden. Die Bedeutung von Schengen/Dublin betonten auch FDP und CVP, welche den
Vorschlag des Bundesrates ebenfalls unterstitzten. CVP-Nationalratin Ida Glanzmann-
Hunkeler (LU) sprach von einem «moderaten» Gesetz, das «wirklich nur ein Minimum>»
verlange, wéhrend FDP-Standerat Joachim Eder (ZG) den Bundesrat lobte, er habe «gut
verhandelt». 2

Nach einem langen und emotionalen Abstimmungskampf nahm die Schweizer
Stimmbevélkerung am 19. Mai 2019 die Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie
mit 63.7 Prozent Ja-Stimmen deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.
Ausser im Tessin (45.5% Ja) Uberwog die Zustimmung in allen Kantonen. Am héchsten
fiel sie in Basel-Stadt mit 75 Prozent Ja-Stimmen aus, gefolgt von den drei
Westschweizer Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt sowie dem Kanton Zurich mit
jeweils Uber 70 Prozent. Gesamtschweizerisch zeigte sich ein klarer Stadt-Land- oder
Zentrum-Peripherie-Graben, wobei die Zustimmung in den stadtischen Zentren am

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



VERBANDSCHRONIK
DATUM: 14.10.2017
SAMUEL BERNET

héchsten und - nebst dem Tessin - in den landlichen Regionen wie dem Berner
Oberland, der Innerschweiz und den Bundner Stdtélern am niedrigsten ausfiel.
Vertreterinnen und Vertreter der Beflrworterseite werteten das Ergebnis in der Presse
als positives Signal fur die Beziehungen der Schweiz zur EU und blickten zuversichtlich
in Richtung der anstehenden europapolitischen Entscheidungen Uber die
Begrenzungsinitiative sowie Uber das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU.
Demgegentber sah das unterlegene Nein-Lager im Resultat kein Ja zu Europa, sondern
schopfte daraus neuen Elan flir den Kampf gegen die Personenfreizlgigkeit und das
Rahmenabkommen. «Solche angstgetriebenen Abstimmungsergebnisse waren kunftig
die Regel, falls der Bundesrat das Rahmenabkommen mit der EU unterschreibt»,
zitierte beispielsweise die Aargauer Zeitung eine Mitteilung der SVP. Die Gesellschaft
fur ein freiheitliches Waffenrecht ProTell, die an vorderster Front gegen die
Anderungen im Waffenrecht gekdmpft hatte, liess derweil verlauten, man werde die
Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie nun sehr genau Gberwachen und den Bundesrat an
seinen Versprechungen messen, die er im Abstimmungskampf gemacht habe.

Der Ausgang der Abstimmung wurde sowohl von der Beflrworter- als auch von der
Gegnerseite zu einem grossen Teil der neuen Justizministerin Karin Keller-Sutter
zugeschrieben. Sie habe mit ihrer Glaubwdrdigkeit als enemalige Polizeidirektorin eines
Grenzkantons die Unentschlossenen Uberzeugt, lobte sie etwa der Waadtlander FDP-
Nationalrat Laurent Wehrli in der «Tribune de Geneve». Auch der Walliser SVP-
Nationalrat und Interimsprasident von ProTell Jean-Luc Addor bezeichnete die
Ubernahme des EJPD durch Karin Keller-Sutter gegeniiber der gleichen Zeitung als
«Schlisselmoment» in der Kampagne, weil die St. Gallerin - im Gegensatz zu ihrer
Vorgéangerin und «historischen Waffengegnerin» Simonetta Sommaruga - im Dossier als
glaubwirdig wahrgenommen worden sei. Die neue Bundesratin bestand ihre Feuertaufe
vor dem Stimmvolk offensichtlich mit Bravour.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 43.9%
Ja: 1'501'880 (63.7%)
Nein: 854'274 (36.3%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EVP, FDP (Jungfreisinnige: 3*), GLP, GP, KVP, SP; KdK, Economiesuisse,
SAV, SGV, SGB, Travail.Suisse, Gastrosuisse, Hotelleriesuisse, SBLV

- Nein: EDU, FP, SD, SVP; IGS, SOG, Schweizerischer Unteroffiziersverband, Jagd
Schweiz, ProTell, SBV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen °

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbande
Uberparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Am 14. Oktober 2017 trat ProTell, die Gesellschaft fir ein freiheitliches Waffenrecht, in
den Fokus der Offentlichkeit, weil bekannt wurde, dass Bundesratskandidat Ignazio
Cassis (fdp, TI) im September 2017, rund eine Woche vor seiner Wahl in den Bundesrat,
dem Verein beigetreten war. ProTell hatte die drei FDP-Bundesratskandidaten Pierre
Maudet (GE, fdp), Isabelle Moret (fdp, VD) und Ignazio Cassis vor der Bundesratswahl zu
ihrer Haltung zum Waffenrecht befragt und sie eingeladen, Vereinsmitglied zu werden.
Cassis hatte dem Verein mitgeteilt, dass er gerne Mitglied werde, und war ProTell am 11.
September 2017 beigetreten, wie der Generalsekretar von ProTell, Robin Udry, der
Nachrichtenagentur SDA mitteilte. Brisant war diese Meldung, weil ProTell vehement die
Ubernahme der verscharften EU-Waffenrichtlinie bekdmpft und bei deren Nicht-
Ubernahme ein Ausschluss der Schweiz aus dem Schengen-Raum drohen wiirde. Bisher
hatte sich Cassis jedoch stets fur die bilateralen Vertréage mit der EU und das Schengen-
Abkommen ausgesprochen. Politiker jeglicher Couleur reagierten prompt. CVP-
Prasident Gerhard Pfister (cvp, ZG) etwa zeigte sich .erstaunt®, dass Cassis ProTell so
kurz vor der Bundesratswahl beigetreten war. Als Aussenminister musse Cassis die
Bilateralen vertreten, dazu gehore auch Schengen, sagte Pfister im St. Galler Tagblatt
und schlussfolgerte: ,Eine Mitgliedschaft bei ProTell ist mit dem Amt eines Bundesrates
nicht kompatibel.™ Die FDP bemtuhte sich derweil, die Wogen zu glatten: Die Partei
stehe weiterhin zu Schengen, versicherte FDP-Prasidentin Petra Gdssi im gleichen
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Artikel.

Nur wenige Tage nach dem &ffentlichen Bekanntwerden seiner ProTell-Mitgliedschaft
kiindigte Cassis diese am 17. Oktober 2017 wieder. .Angesichts der laufenden
offentlichen Diskussion und der Instrumentalisierung seines damaligen Beitritts hat
Bundesrat Cassis seine Mitgliedschaft bei ProTell und Liberta e valori (Freiheit und
Werte, das Tessiner Pendant zu ProTell; Anmerkung des Autors) aufgegeben®, liess
Cassis Uber die Bundeskanzlei ausrichten. Es folgte erneut Kritik von Medien und
Politikern: Die Zeitung Nordwestschweiz und der Tages-Anzeiger warfen Cassis
Opportunismus vor, Beat Arnold (svp, UR) dusserte Zweifel an Cassis' Riickgrat, weil er
im Vorfeld der Wahl ,den Rechten™ habe gefallen wollen und jetzt .,den Linken™. Silvia
Schenker (sp, BS) verglich Cassis mit einer ,Fahne im Wind". Nur Cassis' Parteikollegen
zeigten Verstandnis: Der Beitritt und Austritt bei ProTell sei ein ,Lapsus, der aufgrund
der enormen Drucksituation wahrend des Wahlkampfs verzeihbar ist”, so Joachim Eder
(fdp, ZG) in der .Nordwestschweiz". Auch ProTell wollte die Kindigung ihres
prominentesten Mitglieds nicht Gberbewerten. ProTell-Vizeprasident Jean-Luc Addor
(svp, VS) sagte gegeniber dem St. Galler Tagblatt, dass Cassis aufgrund seines
langjahrigen Engagements fiir Liberta e valori echte Uberzeugungen fir ein liberales
Waffenrecht habe. Es gebe keinen Grund zu glauben, dass sich das éndern werde, so
Addor. *
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